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Zuschüsse zur Neuanschaffung von Elektrofahrzeugen II
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 20/10852)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Mit den Antworten der Bundesregierung auf die Kleinen Anfragen der Frak-
tion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/10852 und 20/11893 ist nach Auf-
fassung der Fragesteller weiterhin nur teilweise eine Aufklärung zu den ge-
stellten Fragen erfolgt, sodass Nachfragen zur Erreichung der Förderziele des 
Umweltbonus, insbesondere zur Bewertung der Marktgängigkeit von Elektro-
fahrzeugen, sowie zur Erreichung des Bestandsziels der Bundesregierung von 
Elektrofahrzeugen im Jahr 2030 erforderlich sind.

Die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 5 und 6 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/10852 nach den Kriterien 
zur Bewertung der Marktgängigkeit von vollelektrischen Fahrzeugen (BEV) 
und Plug-In-Hybriden (PHEV) im Kontext der Einbrüche von Neuzulassun-
gen nach Beendigung der Förderungen von PHEV und BEV besagt, dass 
keine systematische Bewertung der Marktgängigkeit von Elektrofahrzeugen 
durchgeführt wird. In der Antwort der Bundesregierung zu Frage 3 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/11893 bestä-
tigt die Bundesregierung, dass sie keine systematische Bewertung der Markt-
gängigkeit von BEV und PHEV vornimmt. Die Antwort der Bundesregierung 
zu den Fragen 16 bis 18 der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf 
Bundestagsdrucksache 20/4119 besagt allerdings, dass PHEV aus Sicht des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) marktgängig 
sind und daher keine öffentliche Förderung mehr benötigen. Nach Aussage 
der Bundesregierung zu Frage 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf 
Bundestagsdrucksache 20/11893 setzt eine Einschätzung der Marktgängigkeit 
„nicht notwendigerweise eine systematische Bewertung voraus“. Der Begriff 
weise einen „erheblichen Auslegungsspielraum“ auf und variiere „je nach 
Kontext oder Situation“. Für die Fragesteller ergibt sich diesbezüglich ein 
weitergehendes Informationsbedürfnis.

Die Bundesregierung gibt in ihrer Antwort zu Frage 2 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/11893 an, dass das Fraun-
hofer-Institut für System- und Innovationsforschung (Fraunhofer ISI) beauf-
tragt wurde, eine Evaluation des Umweltbonus durchzuführen, in der unter an-
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derem ausgewertet werden soll, inwieweit der Umweltbonus zur Erreichung 
des Bestandsziels der Bundesregierung von 15 Millionen BEV im Jahr 2030 
beigetragen hat. Diese soll im dritten Quartal 2024 vorliegen.

Nachdem der Umweltbonus im Dezember 2023 eingestellt wurde, brachen die 
Zulassungen von BEV in den ersten sieben Monaten dieses Jahres um ca. 
20 Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein. Im Juli 2024 lagen die 
Neuzulassungen von BEV 36,8 Prozent unter den Zulassungen von Juli 2023 
(www.kba.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/AlternativeAntriebe/2024/pm29_
2024_Antriebe_07_24_komplett.html?snn=3662144, www.kba.de/DE/Statisti
k/Fahrzeuge/Neuzulassungen/MonatlicheNeuzulassungen/monatl_neuzulassu
ngen_node.html). Das Umweltbundesamt, eine nachgeordnete Behörde des 
Bundesumweltministeriums, geht in den im Juni 2024 veröffentlichten Treib-
hausgas-Projektionen 2024 wie auch schon 2023 davon aus, dass das im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP fest-
gelegte Bestandsziel von 15 Millionen BEV im Jahr 2030 um rund 30 Prozent 
verfehlt wird (www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/pu
blikationen/projektionen_technischer_anhang_0.pdf, S. 223). In der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 
20/10852 gibt die Bundesregierung weiterhin an, dass sie an ihrem Ziel fest-
hält, dass bis 2030 15 Millionen vollelektrische Fahrzeuge in Deutschland zu-
gelassen sein sollen. Auch in der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/12536 hält die Bundesregierung 
an diesem Bestandsziel fest.

Den Fragestellern erscheint es angesichts der Projektion des Umweltbundes-
amtes, den Förderzielen des eingestellten Umweltbonus sowie den eingebro-
chenen Neuzulassungen von BEV nach Einstellung der Förderung wider-
sprüchlich, dass die Bundesregierung wiederholt an ihrem Bestandsziel für 
2030 festhält, und fraglich, auf welcher Grundlage sie dieses Ziel bestimmt.

 1. Liegt die „Begleitende sowie Ex-post-Evaluation der Richtlinie zur För-
derung des Absatzes von elektrisch betriebenen Fahrzeugen (Umweltbo-
nus)“ des Fraunhofer ISI der Bundesregierung bereits vor (vgl. Vorbe-
merkung der Fragesteller)?

a) Wenn ja, zu welchem Ergebnis gelangt diese?

b) Wenn nein, wann genau wird die Evaluation vorliegen, und wird sie 
veröffentlicht?

Die Fragen 1 bis 1b werden gemeinsam beantwortet.
Die „Begleitende sowie Ex-post-Evaluation der Richtlinie zur Förderung des 
Absatzes von elektrisch betriebenen Fahrzeugen (Umweltbonus)“ des Fraunho-
fer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI (Fraunhofer ISI) wird im 
vierten Quartal 2024 vorliegen und auf der Website des BMWK veröffentlicht.

 2. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung ein kausaler Zusammen-
hang zwischen der Einstellung des Umweltbonus, den eingebrochenen 
Neuzulassungen von Elektrofahrzeugen nach Einstellung des Umweltbo-
nus und der Realisierung des Bestandsziels von elektrisch betriebenen 
Fahrzeugen im Jahr 2030, und wenn ja, welcher?

Der Einfluss des Auslaufens des Umweltbonus auf den Rückgang der Neuzu-
lassungen kann nicht genau quantifiziert werden, ebenso wenig wie der Ein-
fluss auf die Erreichung des Ziels von 15 Millionen vollelektrischen Personen-
kraftwagen (Pkw) im Jahr 2030. Der Umweltbonus ist, neben dem Ausbau der 
Ladeinfrastruktur und steuerlichen Anreizen, nur Teil eines Maßnahmenbün-
dels der Bundesregierung zur Förderung der Elektromobilität.
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 3. Hat die Bundesregierung den Umweltbonus bei der Bestimmung des Be-
standsziels von BEV im Jahr 2030 berücksichtigt, und wenn nein, warum 
nicht (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

 4. Berücksichtigt die Bundesregierung die Entwicklung der Neuzulassun-
gen von vollelektrischen Fahrzeugen bei der Bestimmung des Bestands-
ziels von BEV im Jahr 2030, und wenn nein, warum nicht (vgl. Vorbe-
merkung der Fragesteller)?

 5. Berücksichtigt die Bundesregierung die jährliche Treibhausgas-Projekti-
on des Umweltbundesamtes bei der Bestimmung des Bestandsziels von 
BEV im Jahr 2030, und wenn nein, warum nicht (vgl. Vorbemerkung der 
Fragesteller)?

Die Fragen 3 bis 5 werden gemeinsam beantwortet.
Das Ziel, im Jahr 2030 mindestens 15 Millionen vollelektrische Pkw auf deut-
sche Straßen zu bringen, ergibt sich aus dem Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung vom 7. Dezember 2021. Dabei hat die Bundesregierung die zu die-
sem Zeitpunkt bekannten Rahmenbedingungen berücksichtigt. Hierzu zählten 
u. a. die Empfehlungen und Berichte der Nationalen Plattform Zukunft der Mo-
bilität (NPM). Diese wurde 2018 von der Bundesregierung ins Leben gerufen, 
um die Mobilität in Deutschland nachhaltig zu gestalten. Die NPM spiegelte 
die Komplexität des Mobilitätssystems wider, indem sie Stakeholder aus der 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft an einen Tisch brachte. 
Eine der Hauptaufgaben und Ziele der NPM war die Beratung der Bundesregie-
rung.
Eine weiterführende Einordnung der Treibhausgas-Projektion des Umweltbun-
desamtes ist der Antwort zu Frage 7 zu entnehmen.

 6. Wie viele vollelektrische Fahrzeuge sollen gemäß aktuellem Ziel der 
Bundesregierung im Jahr 2030 in Deutschland zugelassen sein, und auf 
welcher wissenschaftlichen Grundlage bestimmt die Bundesregierung ihr 
Ziel für 2030?

Die Bundesregierung hat Maßgaben ergriffen, damit im Jahr 2030 mindestens 
15 Millionen vollelektrische Pkw in Deutschland zugelassen sind. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.

 7. Wie viele vollelektrische Fahrzeuge werden gemäß aktuellen Projektio-
nen der Bundesregierung im Jahr 2030 in Deutschland zugelassen sein?

Der Projektionsbericht 2024 geht davon aus, dass im Jahr 2030 10,7 Millionen 
vollelektrische Pkw in Deutschland zugelassen sein werden. Die Ergebnisse des 
Berichts beruhen auf den zum Zeitpunkt der Erstellung bestehenden Rahmen-
bedingungen und Annahmen und stellen somit eine Momentaufnahme dar. Ein 
dynamischerer Ausbau der Ladeinfrastruktur, ein noch breiteres Angebot an be-
zahlbaren Elektrofahrzeugen der Hersteller sowie zusätzliche Maßnahmen kön-
nen den Hochlauf der Elektromobilität weiter beschleunigen. Der Expertenbei-
rat „Klimaschutz in der Mobilität“ (EKM) hat hierzu Ende 2023 Vorschläge un-
terbreitet. Daher hält die Bundesregierung weiterhin an dem Ziel von 15 Mil-
lionen Elektro-Pkw im Jahr 2030 fest.
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 8. In welchem Kontext gelangte die Bundesregierung zu der auf Bundes-
tagsdrucksache 20/4119 geäußerten Bewertung, dass PHEV marktgängig 
sind (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

 9. In welcher Situation gelangte die Bundesregierung zu der auf Bundes-
tagsdrucksache 20/4119 geäußerten Bewertung, dass PHEV marktgängig 
sind (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

10. Wie wurde der Begriff der Marktgängigkeit in der Antwort auf Bundes-
tagsdrucksache 20/4119 durch die Bundesregierung konkret ausgelegt 
(vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Fragen 8 bis 10 werden gemeinsam beantwortet.
Zum Zeitpunkt der Beantwortung der Bundestagsdrucksache 20/4119, also im 
Oktober 2022, verzeichnete das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) einen Anteil von 
15,4 Prozent der Neuzulassungen für ein Hybridfahrzeug (Plug-In Hybrid 
Electric Vehicle, PHEV). Dies entsprach einer Steigerung von 35,1 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr und war der bis dato höchste Neuzulassungsanteil für 
PHEV in einem Monat in Deutschland. Die Bundesregierung ging daher zu 
diesem Zeitpunkt davon aus, dass PHEV von der Kundschaft sehr gut ange-
nommen werden. Laut Koalitionsvertrag sollte die Förderung von Elektrofahr-
zeugen künftig degressiv ausgestaltet und so reformiert werden, dass sie ab 
dem 1. Januar 2023 nur noch für Fahrzeuge gewährt wird, die nachweislich 
einen positiven Klimaschutzeffekt haben. Die Förderung von Elektrofahrzeu-
gen sollte fokussiert und stärker auf den Klimaschutz ausgerichtet werden. Die 
Förderung für reine Elektroautos sollte ab 2023 schrittweise reduziert werden. 
Die Marktgängigkeit von PHEV wird auch dadurch unterstrichen, dass – im 
Gegensatz zum Trend bei BEVs – die PHEV-Zulassungen in Deutschland im 
ersten Halbjahr 2024 trotz Wegfall der Förderung um 13,3 Prozent zulegten.

11. Wie haben sich Kontext und Situation nach Auffassung der Bundesregie-
rung zwischen dem Zeitpunkt der Antwort auf Bundestagsdrucksache 
20/4119 und dem Zeitpunkt der Antwort auf Bundestagsdrucksache 
20/10852 geändert, sodass keine Bewertung der Marktgängigkeit von 
BEV und PHEV mehr erfolgt?

Die Beurteilung der Marktgängigkeit setzt nicht zwingend eine systematische 
Bewertung voraus und kann daher auch unabhängig davon erfolgen. Der Um-
stand, dass die Bundesregierung keine systematische Bewertung der Marktgän-
gigkeit von Elektrofahrzeugen vornimmt, schließt daher nicht aus, dass die 
Bundesregierung deren Marktgängigkeit weiterhin anlassbezogen bewertet. 
Eine Bewertung der Marktgängigkeit von PHEV im Hinblick auf den Umwelt-
bonus war am 27. März 2024, also zum Zeitpunkt der Beantwortung der Bun-
destagsdrucksache 20/10852, nicht erforderlich, da PHEV seit dem 1. Januar 
2023 nicht mehr im Rahmen des Umweltbonus förderfähig sind.

12. Hat sich die Auslegung des Begriffs der Marktgängigkeit durch die Bun-
desregierung im selben Zeitraum geändert, und wenn ja, wie?

Nein.
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13. Wurde die auf Bundestagsdrucksache 20/4119 geäußerte Einschätzung 
der Marktgängigkeit durch die Bundesregierung bei der Entscheidung 
berücksichtigt, die öffentliche Förderung für PHEV zum 31. Dezember 
2022 zu beenden?

Die Einschätzung der Marktgängigkeit von PHEV wurde bei der Entscheidung, 
die Förderung von PHEV zum 31. Dezember 2022 auslaufen zu lassen, berück-
sichtigt. Mindestens ebenso wichtig war jedoch, dass angesichts begrenzter 
Haushaltsmittel laut Koalitionsvertrag der Fokus der Förderung auf dem Kli-
maschutz und auf rein batterieelektrischen Fahrzeugen liegen soll.

14. Welches Referat war federführend mit dem Verfassen der Antwort der 
Bundesregierung zu den Fragen 16 bis 18 der Kleinen Anfrage der Frak-
tion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/4119 befasst?

Federführend mit dem Verfassen der Antwort der Bundesregierung zu den Fra-
gen 16 bis 18 der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU auf Bundestags-
drucksache 20/4119 war die Abteilung IV „Industriepolitik“ im Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz.

15. Welches Referat war federführend mit dem Verfassen der Antwort der 
Bundesregierung zu den Fragen 5 und 6 der Kleinen Anfrage der Frak-
tion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/10852 befasst?

Federführend mit dem Verfassen der Antwort der Bundesregierung zu den Fra-
gen 5 und 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdruck-
sache 20/10852 war die Abteilung IV „Industriepolitik“ im Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz.

16. Welche Referate waren federführend mit dem Verfassen der Antworten 
der Bundesregierung zu den Fragen 3 und 4 der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 20/11893 befasst?

Federführend mit dem Verfassen der Antworten der Bundesregierung zu den 
Fragen 3 und 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestags-
drucksache 20/11893 war die Abteilung IV „Industriepolitik“ im Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Klimaschutz.
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